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Obwohl die Beschwörung des "Dritten 
Weges" in der politischen Auseinander­
setzung viel an Anziehungskraft ver1oren 
hat und das von der ÖVP-FPÖ-Regie­
rung geplante Bürgergeldprojekt aus der 
politischen Öffentlichkeit fast ver­
schwunden ist, so sind doch die grund­
legenden Fragestellungen bezüglich der 
Gestaltung sozialer Leistungen weiterhin 
ganz oben auf der politischen Tagesord­
nung. 

Die seit Jahren anhaltend hohe Ar­
beitslosigkeit in Europa, der Wandel der 
Arbeitsverhältnisse in Richtung atypi­
scher Beschäftigung, Armut und sozia­
le Ausgrenzung und die fortschreitende 
Einkommensungleichheit führen gera­
dezu zwangsläufig zu der Frage der zu­
künftigen sozialen Sicherung in Europa. 

Der vorliegende Sammelband doku­
mentiert gesellschaftliche Entwicklungs­
trends innerhalb der EU. Die Daten 
sprechen eine deutliche Sprache und 
sind unbestritten, allein die Vorschläge 
zur Wohlfahrtsstaatsreform haben eine 
beträchtliche Bandbreite und sind viel 
diskutiert. Das Buch bietet damit eine 
Fülle von inhaltlichen Thematiken und 
Standpunkten. 

Zu Beginn geht Josef Weidenholzer 
der Frage nach: "Muss der Wohlfahrts­
staat neu konzipiert werden?" Weiden­
holzer plädiert in seinem Beitrag für eine 
Entwicklung eines europäischen Sozial­
modells: "Der Wohlfahrtsstaat der Zu­
kunft wird europäisch sein oder er wird 
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nicht mehr sein." Inhaltlich sollte sich 
das neue Wohlfahrtsstaatmodell nicht 
mehr so sehr an der Versorgung, son­
dern am Empowerment der Betroffenen 
orientieren. Interessant an diesem Bei­
trag ist auch, dass Weidenholzer die se­
mantischen und symbolischen Ebenen 
der Debatte mit berücksichtigt. 

Susanne Schunter-Kieemann unter­
sucht in ihrer Arbeit die fundamental 
verschiedenen Weisen der Regulation 
der (Lohn-)Arbeit durch Welfare- und 
Workfare-Regime aus einer feministi­
schen Sicht. Workfare-Regime sind ge­
prägt von Flexibilisierungs- und Deregu­
lierungsdiskursen. Sie betonen dabei 
die "Selbstverantwortung der Arbeitslo­
sen", die Erhöhung der .Arbeitsanreize 
für Niedriglohnbranchen", die .Auflö­
sung von beschäftigungshemmenden 
Regulierungen" und fördern die "Schwä­
chung der Gewerkschaften in den ar­
beitsmarktpolitischen und sozialstaatli­
ehen Gremien". Dabei wurde im Allge­
meinen kaum Rücksicht darauf genom­
men, wie die neuen Arbeitsmarkttrends 
in Beziehung zu den veränderten Fami­
lien- und Haushaltsstrukturen stehen. 
Da die vorhandenen erwerbsorientierten 
Sicherungssysteme die Besonderheiten 
der weiblichen Lebenslagen weitgehend 
ausblenden, das Prinzip der Familien­
subsidiarität aufgrund neuer Formen 
des Zusammenlebens aber immer mehr 
obsolet wird, sitzen Frauen, was ihre 
Absicherung betrifft, "zwischen den 
Stühlen". Schunter-Kieemann benennt 
deswegen wichtige Eckpunkte einer 
wohlfahrtstaatlichen Neuorientierung 
aus frauenpolitischer Sicht, in denen die 
supranationale Ebene mit einbezogen 
wird. 

Jens S. Dangschat geht in seinem 
Beitrag der räumlichen Konzentration 
von Armut nach. Zunehmende soziale 
Ungleichheit bildet sich zusätzlich als 
Segregation im Raum ab, wodurch die 
sozialen Benachteilungen, die Armuts­
entwicklungen und die Mechanismen 
sozialer Ausgrenzung weiter verschärft 
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werden. Dangschat zeigt auf, dass die 
räumliche Konzentration von Armut 
auch die Folge einer verfehlten Stadtent­
wicklungsplanung sein kann, wenn we­
der der Bevölkerungsentwicklung noch 
den Bedürfnissen der Bevölkerung in 
ausreichendem Maße Rechnung getra­
gen wird. Die Lösung kann nur darin 
liegen, die immer ungleicher werdenden 
Einkommens- und Partizipationschan­
cen auszugleichen. Stadterneuerung 
kommt damit die Rolle zu, nicht aus­
schließlich Wohnraumsanierung zu 
sein, sondern am Ziel der sozialen Inte­
gration mitzuwirken. 

Emmerich Talos beschäftigt sich in 
seinem Beitrag mit dem Thema Armut 
und atypische Beschäftigung als sozial­
politische Herausforderung. Das sozial­
politische Phänomen "arm trotz Arbeit", 
auch "working poor' genannt, hängt eng 
mit der Verbreitung so genannter atypi­
scher Beschäftigungsformen zusam­
men. Damit gehen veränderte materielle 
und soziale Teilhabechancen und damit 
auch die Zunahme von Verarmungsris­
ken einher. Talos skizziert die Problem­
lagen, die mit einer Prekarisierung des 
Arbeitsverhältnisses verbunden sein 
können, und nennt Schritte, die zum Ab­
bau von Verarmungsrisken führen. Da­
bei wird klar, dass Reformen sowohl am 
Arbeitsmarkt, auf der Ebene der Lohn­
findung, als auch im Bereich sozialstaat­
licher Transfers notwendig sind. 

Einen europäischen Vergleich der 
Mindestsicherung liefert Wolfgang Va­
ges. Dabei zeigt sich, dass die großen 
Unterschiede in den Sozialhilfemustern 
in den EU-Staaten weitaus stärker Aus­
druck der großen Unterschiede der loka­
len Mindestsicherungsprogramme und 
der damit zu realisierenden Zielsetzun­
gen sind, als der Nutzerlnnenstruktur. 

lvar L0demel und Heather Trickey un­
tersuchen aus einer internationalen 
Perspektive den fundamentalen Wandel 
in der Bereitstellung von Sozialhilfe. Die 
Forderung, dass arbeitsfähige und ar­
beitswillige Menschen Arbeit suchen 
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und auch annehmen müssen, wurde 
speziell in den 90er Jahren verschärft 
dadurch, dass die Aufnahme von Be­
schäftigung Voraussetzung für den Er­
halt von Geldleistungen wird. Zahlreiche 
Workfare-Maßnahmen verbinden damit 
die traditionell getrennten Bereiche so­
zialer Dienste und Arbeitsmarktpolitik. 
Durch Workfare kommen den Sozialhil­
febezieherinnen neue Pflichten und 
Rechte zu. Die Autorinnen geben einen 
Überblick über die verwendeten Defini­
tionen von Workfare sowie deren Ab­
grenzungen zu anderen Programmen 
und betten diese in die Struktur und 
Ausgestaltung der jeweiligen Sozialhilfe­
regime der untersuchten Staaten ein. 

Da Sozialhilfemaßnahmen in den letz­
ten Jahren ein Experimentierteid der 
neuen sozialpolitischen Philosophie des 
"aktivierenden Sozialstaates" geworden 
ist, geht Walter Hanesch der Frage 
nach, inwiefern eine "Aktivierung" statt­
gefunden hat, und versucht Auswirkun­
gen der Reformen aufzuzeigen. Er be­
trachtet dabei die Staaten Dänemark, 
Deutschland und Großbritannien näher 
und bewertet deren Ansätze. 

Bernhard Hilkert und Lutz Leisering 
betrachten die britische Wohlfahrts­
staatsreform noch etwas detaillierter, in­
dem sie das neue Reformkonzept mit äl­
teren Traditionen der Armutsbekämp­
fung vergleichen. Es zeigt sich, dass in 
der britische Politik die Rhetorik des 
New Deal einen prominent Platz einge­
nommen hat. Neben der überlauten 
Rhetorik ist aber auch tatsächlich eine 
Akzentverschiebung in Richtung "Akti­
vierung" in der britischen Politik sicht­
bar, der die Autoren auch positive Sei­
ten abgewinnen können. 

Holger Feist und Ronnie Schöb füh­
ren uns dann nach Ostdeutschland, wo 
in Leipzig ein "Vorreitermodell" zur Akti­
vierung von Sozialhilfebezieherinnen 
praktiziert wird. Dort sind die Kommu­
nen durch das hohe Niveau an Arbeits­
losigkeit als Trägerinnen der Sozialhilfe 
unter finanziellen Druck geraten. Wie 
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Gemeinden dem entkommen wollen, 
wird sehr anschaulich dargestellt. 

Renate Artner befasst sich in ihrem 
Beitrag mit dem Österreichischen Ar­
beitsmarkt. Sie zeichnet neue Entwick­
lungen nach und befasst sich mit Strate­
gien der Arbeitsmarktpolitik. Als Haupt­
strategien lassen sich ihrer Ansicht 
nach ab Mitte der 90er Jahre eine Stra­
tegie der Aktivierung und eine Strategie 
des vermehrten Drucks auf Arbeitslose 
analysieren. Erstere ist mit der Europäi­
schen Beschäftigungsstrategie ver­
knüpft, da im Nationalen Aktionsplan für 
Beschäftigung (NAP) zahlreiche Ziele 
formuliert wurden. Mit dem Ausbau der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik ging aber 
auch eine Kürzung der passiven Lei­
stungen einher. Daraus schließt Artner, 
dass der Druck auf Arbeitslose, Be­
schäftigung aufzunehmen, z.B. durch 
Lockerung des Berufschutzes, weiter 
steigen wird. 

ln einer sehr interessanten Arbeit 
geht Karl Wörister der Frage nach, wie 
das Verhältnis von Erwerbseinkommen 
und Sozialleistungen angesichts einer 
zunehmenden Flexibilisierung am Ar­
beitsmarkt neu bestimmt werden kann. 
An Sozialleistungen und an Arbeitsein­
kommen wird grundsätzlich der An­
spruch gestellt, eigenständige Versor­
gung leisten zu können. Deswegen wer­
den sie oft getrennt diskutiert und be­
wertet. Gleichzeitig finden sich - auch 
abseits der aktiven Arbeitsmarktpolitik ­
am Arbeitsmarkt Arbeitsverhältnisse 
wieder, die mit einem Sozialleistungsbe­
zug kombiniert werden. Dazu kommt, 
dass aufgrund der Zunahme der gering­
fügigen und Teilzeitbeschäftigung, auf­
grund neuer Selbstständiger und freier 
Dienstnehmerinnen die Existenzsiche­
rung der Arbeitseinkommen nicht oder 
nur brüchig gewährleistet werden kann. 
Auf diese Situation wurde in mehreren 
europäische Staaten schon zu reagie­
ren. Für Wörister ergeben sich für 
Österreich zwei Lösungsoptionen: ver­
stärkte Bedürftigkeitsprüfungen, die er 
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mit Verweis auf Erfahrungen anderer 
Länder ablehnt. Sein Vorschlag wäre ein 
Mix zwischen Versicherungs- und uni­
versellen Leistungen, ergänzt um einen 
relativ kleinen Bereich, in dem Leistun­
gen von der Bedürftigkeit abhängen. 

Gerhard Wohlfahrt eröffnet einen neu­
en Blickwinkel auf die Frage der Umver­
teilungswirkungen und sozialen Treffsi­
cherheit sozialstaatlicher Leistungen in 
Österreich. Werden der Verteilungsfrage 
gewichtete Haushaltseinkommen zu 
Grunde gelegt, so profitieren die unteren 
Einkommensschichten von nahezu allen 
öffentlichen Leistungen überproportionaL 
Dies gilt selbst für die umstrittene Frage 
des gebührenfreien Hochschulzugan­
ges. Nahezu jede Verkleinerung des 
Staatssektors, insbesondere die Redukti­
on von realen und monetären Transfers, 
führt damit zu einer Zunahme von Ein­
kommensungleichheit, solange nicht in 
der Steuerstruktur Änderungen vorge­
nommen werden. Diese Aussage ist 
hochbrisant, wird doch in der öffentlichen 
Debatte viel von Steuersenkungen und 
hoher Abgabenquote, wenig hingegen 
von Veränderungen in der Abgabenstruk­
tur gesprochen. 

Nikolaus Dimmel untersucht im fol­
genden Beitrag das im Regierungspro­
gramm der ÖVP-FPÖ-Regierung vorge­
schlagene, mit Arbeitspflicht versehene 
Bürgergeldmodell, das schließlich als 
AMS-Maßnahme INTEGRA die Welt er­
blickte. Aufgrund zahlreicher Beispiele 
argumentiert Dimmel, dass repressive 
Zielsetzungen in der Arbeitsmarktpolitik 
keine nachhaltige Integration ermögli­
chen. INTEGRA wurde jedoch vom AMS 
als "normale Kursmaßnahme" zur Akti­
vierung von Langzeitarbeitslosen konzi­
piert und könnte damit viel versprechen­
der sein, als die ursprüngliche politische 
Bürgergeld-Debatte das vermuten ließ. 

Der letzte Beitrag wurde von der Her­
ausgeberin gemeinsam mit Roland Leh­
ner verfasst. Er behandelt den in der 
kommunalen Bereich vernachlässigten 
Bereich der Aktivierungsmaßnahmen 
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fllr Sozialhilfeklientlnnen. Zum einen 
werden mögliche Gründe erörtert, zum 
anderen werden die Aktivierungsmodel­
le der Städte Linz und Wien diskutiert. 

Die Breite des Buches begründet sich 
angenehmerweise nicht auf eine aus­
ufernde Themenauswahl, sondern darin, 
dass der Diskussion . .ZWischen Welfare 
und Worl<fare" in differenzierter Weise 
Raum gegeben wird. Damit, dass auch 
der europäische Bezug hergestellt wird, 
gewinnt diese in der politischen Öffent-
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Iiehkeil Osterreichs oft etwas schal und 
in ideologisch verhafteten Positionen 
geführte Debatte sichtlich an Substanz. 
Angesichts informativer Beiträge über 
die Österreichische Situation verhindert 
dieser Blick über den Tellerrand nicht 
die Einsicht, dass aber die (Buchsta­
ben-)Suppe an Fragestellungen Ober 
die Neukonzeption sozialer Leistungen 
in jedem Land selbst ausgelöffelt werden 
muss. 

Christa Schlager 
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